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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. Elf Kantone (notwendig für ein Kantonsreferendum wären acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung über das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach für die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfälle bringen würde. 1

ANDERES
DATUM: 10.10.2003
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Mit gemischten Gefühlen wurde dem Wiener Kongress im Kanton Jura gedacht. Zwar
wurden vor 200 Jahren auf der einen Seite die unter dem Bistum Basel stehenden
Gebiete des heutigen Kantons Jura und des französischsprachigen Teils des Kantons
Bern der Eidgenossenschaft zugewiesen und damit verhindert, dass die Bevölkerung
dieser Gebiete unter französische Herrschaft und in gewalttätige Kriege geriet. Die
Zuteilung der Gebiete zum Kanton Bern war auf der anderen Seite aber auch der
Ursprung der Jurafrage: Spannungen zwischen dem katholischen Nord- und dem
protestantischen Südjura wurden schon rasch nach 1815 spürbar und kulminierten ein
erstes Mal in der militärischen Besetzung durch Berner Truppen im Rahmen des
Kulturkampfes von 1870. Hätte der Bischof von Basel vor 200 Jahren seinen Einfluss
geltend machen können, hätte die Geschichte der Region wohl einen ganz anderen
Verlauf genommen. Die im Rahmen des Wiener Kongresses ebenfalls diskutierte Idee
eines unabhängigen Kantons mit Biel als Hauptstadt scheiterte nicht zuletzt an der
militärischen und politischen Schwäche des ehemaligen Bistums. 
Eine 200-Jahr-Feier des Beitritts des Juras zur Schweiz wurde – anders etwa als in den
Kantonen Wallis, Neuenburg und Genf, die ebenfalls mit dem Wiener Kongress der
heutigen Schweiz zugeschlagen wurden – nicht begangen. In seiner Antwort auf eine
Interpellation der SVP gab der Berner Regierungsrat zu Protokoll, nie um Feierlichkeiten
ersucht worden zu sein und aus politischen Überlegungen auch darauf verzichten zu
wollen. 2

ANDERES
DATUM: 20.03.2015
MARC BÜHLMANN

Un an après le vote du 18 juin 2017 à Moutier, le processus de transfert de la ville dans
le canton du Jura n’a pas avancé comme prévu. De nombreux recours déposés contre
le vote sont encore pendants. Les deux cantons n’ont pas encore entamé les
discussions relatives au concordat intercantonal. Ils attendent de connaître le sort des
sept derniers recours encore à traiter. La préfecture du Jura bernois statuera sur ceux-
ci en automne. Le processus de transfert pourra, dès lors, reprendre son cours.
Toutefois, les décisions de l’entité judiciaire pourraient également faire l’objet de
nouveaux recours et aller jusqu’au Tribunal fédéral. Le délai pour le transfert officiel de
la Ville de Moutier, fixé au 1er janvier 2021, ne semble plus réaliste. 3

ANDERES
DATUM: 18.06.2018
DIANE PORCELLANA

Wahlen
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Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Obwalden bewarben sich zwei Kandidierende um den mittels Majorzwahl zu
bestellenden Nationalratssitz. Der amtierende Christoph von Rotz (svp) wurde von Karl
Vogler (csp Obwalden) herausgefordert. Vogler hatte schon bei Einreichung der
Kandidatur angekündigt, dass er bei einer allfälligen Wahl der CVP-Fraktion beitreten
werde. Dies sicherte ihm die Unterstützung der Christdemokraten. Die CVP hatte
ursprünglich selber einen Kandidaten stellen wollen, diesem wurde jedoch von den
anderen Parteien signalisiert, dass er aufgrund seines Rechtskurses nicht auf
Unterstützung hoffen konnte, worauf er sich zurückzog. Vogler wurde zudem von der SP
und der FDP empfohlen, die beide ebenfalls keine Kandidierenden stellten. Die
überparteiliche Unterstützung bzw. die Allianz gegen die SVP waren für den Kanton
Obwalden eher erstaunlich. 

Von Rotz wurde von 43,1% der Wahlberechtigten unterstützt. Dies entsprach zwar im
Vergleich zu 2007 einer Zunahme um 10,2 Prozentpunkte, 2007 teilten sich aber die
restlichen Stimmen auf CVP, SP und Vereinzelte auf. 2011 hingegen kamen die gesamten
restlichen 56,9% der Stimmen dem überparteilich unterstützten Vogler zu, der den Sitz
für die CSP bzw. die CVP erobern konnte. Von Rotz war damit abgewählt. Die
Ausgangslage mit den beiden Kandidierenden und der erwartete knappe Ausgang trugen
dazu bei, dass die Wahlbeteiligung 64,3% betrug (2007: 59,7%). Nicht einmal im Kanton
Schaffhausen, in dem aufgrund der Wahlpflicht traditionellerweise die höchste
Beteiligung verzeichnet wird, ging ein so hoher Anteil an Wahlberechtigten an die
Wahlurne wie im Kanton Obwalden. 4

ANDERES
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

La Confédération et le canton du Jura ont signé une convention sur la gestion et la
surveillance du laboratoire de recherche en stockage de déchets nucléaires du Mont-
Terri (JU). Cette dernière répartit plus clairement les tâches entre le canton et la
Confédération, met en évidence les recherches d’envergure internationales menées au
Laboratoire du Mont-Terri (LMT) et amène davantage de transparence. La
Confédération coordonne les intérêts suisses, les activités sur le site et la sécurité des
lieux. En service depuis 1996, le LMT accueille des équipes de recherches françaises,
allemandes, belges, espagnoles, japonaises et suisses. Un accord séparé de la
convention régit les relations entre la Confédération et les douze partenaires du projet
Mont-Terri. Il comprend une série de vingt expériences financées par les partenaires.
Les scientifiques concentrent leur recherche sur les propriétés des argiles à Opalinus.
D’après eux, elle est la roche idéale pour entreposer des déchets nucléaires. La
convention interdit également l’entreposage temporaire ou définitif de déchets sous le
Mont-Terri. (Les bâtiments du LMT appartiennent au canton du Jura, qui les mets à
disposition de la Confédération. En retour, elle lui verse annuellement 60'000 francs à
titre d’indemnité et participe à hauteur de 20'000 pour l’information au public. Le
canton a aussi son mot à dire dans les travaux de recherche. Chaque année, une
commission cantonale examine le programme scientifique et le soumet à l’approbation
du Département de l’environnement et de l’équipement jurassien.) 5

ANDERES
DATUM: 22.11.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Verkehr und Kommunikation
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Strassenverkehr

Le 30 novembre, le tronçon entre Moutier (BE) et Choindez (JU) de l’autoroute A16
(Transjurane) a été inauguré. Long de 4,3 kilomètres, il permet d’éviter les gorges de
Moutier grâce aux tunnels du Raimeux (3'220 mètres) et de la Roche Saint-Jean (230
mètres). Désormais, 48 kilomètres de Transjurane sont ouverts au trafic et 37 restent à
construire pour achever la liaison entre Bienne (BE) et Boncourt (JU). 6

ANDERES
DATUM: 30.11.2007
NICOLAS FREYMOND

Im November des Berichtsjahrs konnte der Abschnitt Boncourt-Bure der Transjurane
A16 in Betrieb genommen werden. 7

ANDERES
DATUM: 12.11.2011
SUZANNE SCHÄR

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Am 6. Februar 2018 teilte Peter Füglistaler, Direktor des Bundesamtes für Verkehr, mit,
die Postauto AG habe zwischen 2007 und 2015 rund CHF 78 Mio. an Subventionen
ertrogen. Dabei habe die Postauto AG Gewinne, die auf einigen Linien erwirtschaftet
werden konnten, in andere Sparten verschoben und mit fingierten Kosten eine tiefere
Wirtschaftlichkeit vorgetäuscht, um mehr Subventionen zu erhalten. Am selben Tag
nahm Post-Chefin Susanne Ruoff zum sogenannten Postauto-Skandal Stellung. Sie
bedaure die Vorgänge und hielt fest, dass sie erst im November 2017 von den Vorwürfen
erfahren und danach vollkommene Transparenz geschaffen habe. Die Post habe eine
interne Untersuchung eröffnet und werde mit allen Behörden kooperieren, um die
Angelegenheit zu klären. Die CHF 78 Mio. werde die Post zurückzahlen. Der Leiter und
der Finanzchef der Postauto AG mussten das Unternehmen per sofort verlassen. Auch
die Politik reagierte auf den aufgedeckten Skandal: Die Präsidentin der KVF-NR,
Nationalrätin Edith Graf-Litscher (sp, TG) zeigte sich enttäuscht, appellierte an die
Verantwortung der Post als Bundesbetrieb und kündigte an, die Kommission werde sich
im März mit der Angelegenheit befassen. 
Schon am 8. Februar kamen weitere Ungereimtheiten ans Licht. So wurde bekannt, dass
einige Kantone bereits 2011/2012 vom Bundesamt für Verkehr (BAV) deutlich gefordert
hatten, die Verwaltung der Postauto AG gründlich zu überprüfen. Die Kantone Bern,
Jura, Waadt und Neuenburg schrieben in ihrem gemeinsamen Brief, die Postauto AG
weise Mängel in der Transparenz auf, die eine Einschätzung der wahren finanziellen
Situation verunmöglichten. Das BAV hatte darauf nach einer Untersuchung rund CHF
13.7 Mio. von der Postauto AG zurückgefordert, ohne jedoch das Ausmass der
Umbuchungstricks erkannt zu haben. Dieses sei dem BAV erst im Rahmen einer
Reorganisation der Postauto AG aufgefallen. In Erklärungsnotstand geriet auch die
Revisionsgesellschaft KPMG, welcher in den jährlichen Revisionen keine
Ungereimtheiten aufgefallen waren. Den grössten Wirbel erzeugte aber der „Blick“, der
schrieb, Post-Chefin Ruoff habe durch eine Aktennotiz schon seit 2013 von
Kostenumbuchungen zu Lasten des öffentlich finanzierten Verkehrs gewusst. Ruoff
beharrte jedoch auf ihrer Aussage, sie habe erst 2017 davon erfahren. 
Am 14. Februar beschloss der Verwaltungsrat der Post, Susanne Ruoff als Post-Chefin
im Amt zu belassen, mindestens bis zum Abschluss der Untersuchungen. Der
Verwaltungsrat teilte weiter mit, dass die Boni von Ruoff und der Geschäftsleitung der
Postauto AG für das vergangene Jahr vorerst nicht ausbezahlt würden. Zudem
entschied der Verwaltungsrat, künftig auf ein Gewinnziel für die Postauto-Sparte zu
verzichten. Zuvor liessen Medienberichte den Verdacht aufkommen, die Führung der
Postauto AG habe sich unlauterer Methoden bedient, um den von der Post-Führung
geforderten Gewinn erzielen zu können. 
Ebenfalls am 14. Februar reichte das BAV eine Strafanzeige ein. Bundesanwalt Michael
Lauber und der Generalstaatsanwalt des Kantons Bern, Michel-André Fels, lehnten es
am 21. Februar jedoch ab, die Strafanzeige anzunehmen, da bei Subventionsbetrug das
zuständige Amt zu verfolgen und beurteilen habe. Das BAV teilte mit, es habe keine
Kapazitäten zur Verfolgung des Falls. Der Bundesrat betraute deshalb Ende Februar das
Bundesamt für Polizei (Fedpol) mit der Untersuchung. Die Post rief im Februar eine
Expertengruppe ins Leben, um die interne Untersuchung durchzuführen. Weil diese
dem Verwaltungsratspräsidenten Urs Schwaller unterstellt war, wurde die
Unabhängigkeit der Expertengruppe von Medien und Politik in Frage gestellt. 8

ANDERES
DATUM: 06.02.2018
NIKLAUS BIERI
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Luftfahrt

En début d’année, les zurichois ont accepté par 55,5% une contribution cantonale de
CHF 300 millions au capital de la nouvelle compagnie aérienne. Ils ont aussi approuvé
par 67,6% une garantie de CHF 100 millions pour l’aéroport de Kloten. L’aval du
souverain zurichois a permis la mise en place de la variante 26/26 (26 court et moyen-
courriers et 26 long-courriers). Argovie, Bâle-Campagne, Bâle-Ville, Glaris, Grisons,
Neuchâtel, Obwald, Schwyz, St-Gall, Tessin, Valais, et Uri ont également souscrit au
capital-actions de la future compagnie. Par contre, Berne, Fribourg, Jura, Lucerne,
Schaffhouse, Soleure, Nidwald, Vaud, Zoug ainsi que les villes de Zurich et de Kloten ont
refusé d’y participer. Les actionnaires ont prolongé jusqu’au 30 avril 2003 le délai pour
le capital autorisé. Divers cantons et communes qui s’étaient déclarés prêts à participer
en décembre 2001 n’ont pas encore pu y souscrire, le feu vert du peuple leur faisant
notamment encore défaut. Après des mois de spéculations et l’attribution des
concessions court, moyen et long-courrier par le DETEC, le nom et la raison sociale de
la nouvelle compagnie aérienne ont été dévoilés officiellement en février. Les avions
ont volé dès le 31 mars sous le nom de "Swiss" et déclinaient le nom du pays dans les
quatre langues nationales : Schweiz, Suisse, Svizzera et Svizra. D’un point de vue légal, la
nouvelle société s’appelait Swiss Air Lines Ltd et son siège était à Bâle. Lors de leur
assemblée, les actionnaires ont validé ces deux noms. S’estimant floué, SAirGroup a
saisit la justice zurichoise pour interdire à Crossair d’utiliser le logo Swiss et
l’appellation Swiss Air Lines Ltd. Le Tribunal de commerce de Zurich a refusé d’entrer
en matière sur la plainte contre l’utilisation de la marque "Swiss". Il considérait qu’il n’y
avait pas de danger de préjudice irréparable pour SAirGroup et que le danger de
confusion entre Swiss et Swissair était inexistant, les marques étant nettement
distinctes. SairGroup n’a pas recouru. A la fin mars, la cellule d’intervention – task force
"pont aérien", créée le 5 octobre 2001 pour assurer l’exploitation du réseau Swissair
durant l’horaire d’hiver et faciliter la mise sur pied de la nouvelle compagnie –, a été
démantelée. Les actionnaires principaux de Swiss ont prolongé à fin août 2004 la clause
de non-vente des actions souscrites à l’occasion de l’augmentation de capital. Celle-ci
s’élevait à CHF 2,561 milliards. La décision a été prise par 33 actionnaires,
institutionnels et privés, détenant plus de 90% des titres existants. (La Confédération
possédait 20,5% des actions, le canton de Zurich 10,2%, les autres cantons 12,1%, l’UBS
10,5%, le Credit Suisse Group 10% et le milliardaire Walter Haefner, fondateur et
propriétaire de l’importateur automobile AMAG 6,8%. L’économie privée contrôlait
environ deux tiers du capital-actions.) 9

ANDERES
DATUM: 31.03.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Im Herbst erklärte der Bundesrat den Rahmenmietvertrag der Romandie zwischen
Vermietern und Mietern für alle welschen Kantone (ohne den deutschsprachigen Teil
des Wallis) für allgemein verbindlich. So dürfen die von der Vermieterseite verlangten
Garantien (Mietzinsdepot, Kaution) drei Monatsmieten nicht überschreiten, der
Vermieter muss sofort mitteilen, wenn er etwas gegen einen Mietbewerber oder eine
-bewerberin einzuwenden hat, und er muss sich innert 30 Tagen zu von der
Mieterschaft geplanten Renovationen äussern. 10

ANDERES
DATUM: 06.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Umweltschutz

Naturgefahren

Die Schweiz wurde im August von den heftigsten Unwettern seit 2 Jahren heimgesucht.
Besonders betroffen waren die Kantone Aargau, Jura und Waadt, aber auch die Kantone
Bern, Baselland, Zürich sowie die Zentral- und Ostschweiz litten unter dem
Hochwasser. Dabei wurden mindestens 8 Menschen verletzt und mehrere hundert
Personen mussten evakuiert werden. 11

ANDERES
DATUM: 10.08.2007
ANDREA MOSIMANN
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Abfälle

Déjà occupée en août 1994 par des militants de Greenpeace, la décharge pour déchets
spéciaux de Saint-Ursanne (JU) a continué d'être l'objet d'une vive polémique entre
écologistes et autorités jurassiennes. Suite à une nouvelle occupation du site par
Greenpeace qui devait durer trois semaines, les deux parties ont signé une convention
prévoyant de soumettre les études et concepts de la décharge à des experts neutres.
Désignés par l'OFEFP et le canton du Jura, ces derniers ont conclu dans un premier
temps que si la décharge ne présentait aucun danger immédiat majeur, sa sécurité à
long terme ne pouvait toutefois être garantie. Des travaux supplémentaires devaient
révéler, en fin d'année, l'existence d'un lien hydraulique entre la décharge et la nappe
phréatique alimentant plusieurs communes de la région en eau potable. 12

ANDERES
DATUM: 07.11.1995
LIONEL EPERON

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Im September versammelten sich Lehrpersonen in Lugano zur ersten Tagung der
Italienischlehrer. Sie befassten sich mit neuen Konzepten und Ideen zur Förderung der
dritten Landessprache und bauten dabei auf den im Vorjahr unternommenen
Bestrebungen zur Verbesserung des Stellenwerts der italienischen Sprache in der
Schweiz auf. Der Kongress entstand unter anderem aufgrund der an den Gymnasien der
Kantone St. Gallen und Obwalden geführten Diskussionen zur Abschaffung des
Italienischen als Haupt- oder Schwerpunktfach. Die Streichung dieses Angebotes hatte
sich allerdings nur in Obwalden durchgesetzt. Der Verband der Schweizer
Italienischlehrer präsentierte an der Tagung die Forderung nach einem Sonderstatus
des Italienischen an Schweizer Gymnasien: Jede Kantonsschule müsse den Unterricht in
dieser lateinischen Sprache als Maturafach anbieten. Zur verstärkten Sensibilisierung
schlug der Verband weitere Massnahmen wie eine Italo-Tessiner Woche an
Deutschschweizer Schulen, Schüleraustauschprogramme und Weiterbildungskurse für
die Lehrerschaft vor. 13

ANDERES
DATUM: 05.09.2013
MARLÈNE GERBER

Der Sprachunterricht nahm auch aus Anlass einer zum 50. Jahrestag des Schweizer
Beitritts zum Europarat organisierten Tagung über die Minderheitensprachen einen
zentralen Stellenwert ein. Über 20 nationale und internationale Experten versammelten
sich am 9. Dezember im Berner Rathaus zum Austausch über die bedeutenden
internationalen Übereinkommen – namentlich dem Rahmenabkommen zum Schutz
nationaler Minderheiten sowie der Europäischen Charta der Regional- oder
Minderheitssprachen – und über die Rechtslage in der Schweiz. In der zweiten
Tageshälfte diskutierten Fachleute über die aktuelle und zukünftige Ausgestaltung des
Schulunterrichts von Minderheitssprachen, wobei unter anderem sowohl Vertreter des
Kantons Tessin wie auch Obwaldens, wo im letzteren Fall das Hauptfach Italienisch im
Gymnasium aufgrund mangelnder Nachfrage kürzlich abgeschafft wurde, zu Wort
kamen. In seiner viersprachigen Rede betonte Bundesrat Berset (sp) die Bedeutung der
Mehrsprachigkeit zur Bewahrung der kulturellen Identitäten in der Schweiz, wobei er
politische Einflussmöglichkeiten zum einen durch das neue Sprachgesetz, zum anderen
aber auch durch die Ausgestaltung des Sprachenunterrichts an Schulen gegeben sah.
Über die Tagung wurde mit vereinzelten Ausnahmen im Westschweizer und
rätoromanischen Raum ausschliesslich in den italienischsprachigen Medien berichtet. 14

ANDERES
DATUM: 21.11.2013
MARLÈNE GERBER
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